
. SÜDWESTECHOMittwoch, 19. Juni 2013 Ausgabe Nr. 139 – Seite 12

Jahren 2010 und 2011 von einer dreistel-
ligen Millionensumme die Rede. Roth
stellt in seinem Buch die Frage, woher
das Geld Bakais und der anderen russi-
schen und ukrainischen Öl-Oligarchen
kommt. Im Hinblick auf das politische
und gesellschaftliche System der Ukrai-
ne ist sein Urteil klar: „Es ist der bis
heute andauernde feudale Quasikapita-
lismus, in die die herrschenden Eliten
im strategisch wichtigen Energiebereich
nicht aufgrund sozialer und politischer
Konkurrenz mächtig und reich gewor-
den sind, sondern durch das politische
System der Kleptokratie“, schreibt er.
(Darunter versteht man eine Diebes-
herrschaft.) Davon würden, so Roth, in
Baden-Baden nicht wenige partizipie-
ren.

Vom Autohändler
zum Öl-Oligarchen

Geschäftsmann Bakai investierte in Mittelbaden
Von unserem Redaktionsmitglied
Ulrich Coenen

Bühl. Wer ist Igor Bakai, der Ge-
schäftsführer der Anna Maria Vermö-
gensverwaltung GmbH? Niemand im
Bühler Rathaus hat den ukrainischen
Unternehmer, dessen Namen seit drei
Jahren in Zusammenhang mit dem
Schlosshotel Bühlerhöhe immer wieder
fällt, jemals gesehen. Zu Besprechungen
schickte er Mitarbeiter. So war es auch
auf den Pressekonferenzen, in denen die
Anna Maria Vermögensverwaltung
mehrfach ihre nie realisierten
Pläne vorstellte. Die letzte
Veranstaltung dieser Art liegt
aber eineinhalb Jahre zurück.
In den vergangenen Monaten
hat das Schlosshotel nur noch
für Negativschlagzeilen ge-
sorgt: unbezahlte Rechnun-
gen, abgestellter Strom und
schließlich ein Insolvenzver-
fahren (wir berichteten).

Wer über Igor Bakai recher-
chiert, stößt auf das im ver-
gangenen Jahr erschienene
Buch des deutschen Journalisten Jürgen
Roth „Gazprom – Das unheimliche Im-
perium“. Roth widmet Bakai ein eigenes
Kapitel, in dem er auch dessen Immobi-
lienkäufe in Mittelbaden beleuchtet.
Nach seinen Recherchen war der Ukrai-
ner als Autohändler tätig, bevor der ers-
te ukrainische Präsident Leonid
Krawtschuk, der von 1991 bis 1994 re-
gierte, ihm genehmigte, Gas aus Turk-
menistan für die Ukraine zu kaufen.
1993 habe Bakai die Firma Respublika
gegründet, die später in Intergas umge-
wandelt worden sei. 1998 sei Bakai Ge-
neraldirektor der staatlichen Öl- und
Gasgesellschaft Naftogaz geworden und
habe Tauschgeschäfte Lebensmittel ge-
gen Gas aus Turkmenistan betrieben.
Roth zitiert aus Unterlagen des Landes-
kriminalamtes in Stuttgart, das Bakai

als „Ziehsohn“ des zweiten ukraini-
schen Präsidenten Leonid Kutschma
(1994 bis 2005) bezeichnet. „Eine andere
Beurteilung scheint widersinnig, da
trotz eines Rechtshilfeersuchens wegen
Verdachts der Untreue und Geldwäsche
bislang kein internationaler Haftbefehl
ergangen ist“, heißt es in diesem Zitat
weiter. Nach dem Ende von Kutschmas
zweiter Amtszeit und der Wahl von des-
sen politischem Gegner Wiktor
Juschtschenko zum Staatspräsidenten
sei Bakai, so Roth, „sicherheitshalber“
nach Moskau gereist und habe mit einer

Präsidentenverfügung Putins
die russische Staatsbürger-
schaft erhalten, obwohl es ge-
gen ihn einen Interpol-Haftbe-
fehl gegeben habe. Nach der
Demission seiner heftigsten
Kritikerin Julia Timoschenko
2010 sei er nach Kiew zurück-
gekehrt.

Bekanntlich scheiterte die
„orange Revolution“ und
Juschtschenko wurde nach nur
einer Amtszeit 2010 wieder
abgewählt. Sein Nachfolger

wurde Wiktor Janukowitsch, ein Ge-
folgsmann Kutschmas.

Bakai war, wie das Nachrichtenmaga-
zin „Der Spiegel“ in seiner ersten Aus-
gabe 2005 berichtet, unter Präsident
Kutschma auch Chef der Staatskanzlei.
Das Blatt zitiert Pjotr Poroschenko, ei-
nen Anhänger der „orangen Revolution“
unter der Führung Juschtschenko: „Wir
müssen aufpassen, dass nicht noch in
den letzten Tagen massenhaft Staatsgel-
der verschoben werden.“ Die For-
schungsstelle Osteuropa an der Univer-
sität Bremen sieht das ähnlich. „Bakai
soll sich ... im großen Stil bereichert ha-
ben. Radio Free Europe meldete, dass er
mehrere Millionen US Dollar auf Aus-
landskonten transferiert hat“, heißt es
2002 in einem veröffentlichten Arbeits-
papier über die ukrainischen Eliten.

Dass Bakai, bevor er 2010 gemeinsam
mit anderen osteuropäischen Investoren
die Bühlerhöhe kaufte, mehrfach im
Schlosshotel übernachtete, ist bekannt.
Roth kennt sogar die Daten und nennt
unter anderem Weihnachten und Neu-
jahr 2003. Bereits ein Jahr zuvor sei sei-
ne Tochter in der Stadtklinik Baden-Ba-
den zur Welt gekommen.

Der ukrainische Geschäftsmann und
seine Ehefrau Natalia Kozitskaya, eine
ehemalige ukrainische Schönheitsköni-
gin, entdeckten ihre Liebe zur Kurstadt
und investierten kräftig in Immobilien
in Baden-Baden und Umgebung.

Roth nennt neben der Bühlerhöhe
Schloss Rodeck in Kappelrodeck und
die Grundig-Villa und das Babo-Hoch-
haus in Baden-Baden. Mit Ausnahme

der Grundig-Villa stehen all diese Ge-
bäude unter Denkmalschutz. Für die
Verwaltung von Bühlerhöhe und Plättig
wurde die Anna Maria Vermögensver-
waltung GmbH gegründet. Wie diese
Zeitung bereits im Oktober 2010 recher-
chiert hat, ist die Gesellschaft beim
Amtsgericht Mannheim ins Handelsre-
gister eingetragen. Das Unternehmen
hat zwei Gesellschafter: Neben Kozits-
kaya mit Wohnsitz in Moskau ist die in
Limasol (Zypern) ansässige Firma Ze-
lento Investments Ltd. aufgeführt. Beide
haben mit jeweils 12 500 Euro die Hälfte
des Stammkapitals eingebracht.

Als Investitionsvolumen für die Büh-
lerhöhe und das Plättig-Hotel reicht das
nicht annähernd. In diesem Zusammen-
hang war bei Pressekonferenzen in den

IMMOBILIEN ALS SAMMELOBJEKT? Igor Bakai wird mit Schloss Rodeck (links), dem Schlosshotel Bühlerhöhe (oben), der Grundig-Villa
und dem Babo-Hochhaus in Verbindung gebracht. Fotos: Spether/Haid/Deck/Kappler/pr

Igor Bakai

„Wir können Politikverdrossenheit entgegenwirken“
Landtagspräsident Guido Wolf hält Ausübung eines Berufs und Mandat grundsätzlich für vereinbar

Stuttgart. Guido Wolf amtiert seit
knapp zwei Jahren als Präsident des Ba-
den-Württembergischen Landtags. Vor
wenigen Wochen erst machte sich der
52-jährige Christdemokrat und frühere
Landrat von Tuttlingen bei der CDU-
Fraktion unbeliebt, als er im Nachgang
der Umstellung des Landtags zum Voll-
zeitparlament von den Parlamentariern
mehr Bürgernähe anmahnte. Die Abge-
ordneten, so die Mahnung, sollten die
Spielräume, die die Reform gebracht
habe, in Form von mehr Präsenz im
Wahlkreis nutzen. Gegenüber BNN-Re-
dakteur Wolfgang Voigt zog Wolf eine
Zwischenbilanz der Parlamentsreform.

Seit der Um-
stellung auf
das soge-
nannte Voll-
zeitparla-
ment können sich die Abgeordne-
ten ganz auf ihr Mandat konzen-
trieren. Sehen Sie bereits positive
Effekte?

Wolf: Die sehe ich durchaus. Wir Abge-
ordnete können in unseren Wahlkreisen
nämlich noch präsenter sein, uns besser
in bestimmte Themen einarbeiten und
spezialisieren. Ich erlebe es immer wie-
der, dass wir in Sachen Politikvermitt-
lung Erklärungsdefizite über alle Par-
teien hinweg haben. Im Gespräch mit
den Bürgerinnen und Bürgern können
wir wesentlich dazu beitragen, der Poli-
tikverdrossenheit entgegenzuwirken. In
Stuttgart selbst bieten uns zusätzliche
Sitzungstage die Chance, politische De-
batten noch aktueller zu führen.

Sie haben in der Vergangenheit
mehr Bürgernähe bei den Parla-
mentariern angemahnt. Wie ist es
darum bestellt?

Wolf: Uns Politikern wird gerne vorge-
worfen, dass wir in einer uns eigenen
Sprache sprechen, die die Bürgerinnen

und Bürger nicht mehr verstehen wür-
den. Es ist daher elementar wichtig,
dass wir uns so oft wie möglich mit ih-
nen austauschen, ihre Anliegen ernst
nehmen. Sich den Fragen und Pro-
blemen der Menschen direkt zu stellen,
hilft ungemein.

Wie viele Abgeordnete gehen noch
ihrem früheren Beruf nach?

Wolf: Etwa die Hälfte der 138 Abgeord-
neten geht noch ihrem früheren Beruf
nach.

Kann man Beruf und Mandat über-
haupt unter einen
Hut bringen?

Wolf: Aus meiner
langjährigen Er-
fahrung als Abge-

ordneter und Landrat erlaube ich mir
die Einschätzung, dass das möglich ist.
Letztendlich muss diese Frage jedoch
jede Abgeordnete und jeder Abgeordne-
te für sich selbst entscheiden. Grund-
sätzlich halte ich es durchaus für wert-
voll, wenn Abgeordnete die Sichtweisen
aus ihrem Berufsalltag in die Politik
einbringen.

Das Schlagwort „Kreißsaal, Hör-
saal, Plenarsaal“ spricht die Ge-
fahr an, dass es bald nur noch Poli-
tiker geben könnte, die von ihrer
Partei abhängig sind, weil sie kein
zweites berufliches Standbein ha-
ben. Stellt dies möglicherweise
eine Gefahr für den politischen Be-
trieb dar?

Wolf: Meine Vorstellung eines breit auf-
gestellten, repräsentativen Parlaments
gehorcht nicht dem Grundsatz „Kreiß-
saal, Hörsaal, Plenarsaal“. Entschei-
dend ist die Mischung und Vielfalt an
Profilen. Ich hoffe, dass wir auch in Zu-
kunft ein möglichst breites Spektrum
haben.

jährigen Zeitraums orientiert. Das hat
zur Folge, das die Diäten auch sinken
können, was in Folge der Wirtschafts-
krise schon der Fall war. Ich befürworte
dieses System, weil es objektiv ist.

Wie wird der Landtag in 30 Jahren
aussehen?

Wolf: Dies ist eine schwierige Frage,
über die sich bestenfalls spekulieren
lässt. Ich gehe jedenfalls davon aus, dass
der Landtag auch in 30 Jahren noch eine
wichtige politische Rolle spielt. Für Ba-
den-Württemberg, im föderalen Wettbe-
werb der Bundesländer und als Regio-
nalparlament auf europäischer Ebene.

Vor zwei Jahren wurde auch die
Vergütung der Abgeordneten um-
gestellt: Die Diäten wurden stark
erhöht, die üppigen Pensionen
aber gestrichen. Wie beurteilen Sie
den Schritt in der Rückschau?

Wolf: Die Grundlage für die Bemessung
der Abgeordnetenbezüge ist das 2005
eingeführte und im Juni 2011 für die 15.
Wahlperiode bestätigte so genannte In-
dexierungsverfahren. Dieses ist so gere-
gelt, dass das Statistische Landesamt
dem Landtag eine Maßzahl mitteilt, die
sich an der allgemeinen Einkommens-
entwicklung in der Wirtschaft und im
öffentlichen Dienst während eines ein-

MEHR PRÄSENZ IN DEN WAHLKREISEN fordert Landtagspräsident Guido Wolf von den
Abgeordneten. Foto: dpa

BNN-Interview

Elton-John-Konzert
wurde abgesagt

Heilbronn (dpa). Das Konzert von
Elton John am 7. Juli im Heilbronner
Frankenstadion ist abgesagt. Grund
seien logistische Komplikationen,
sagte Anna-Maria Dietz vom Konzert-
veranstalter Provinztour. Das Ma-
nagement von Elton John hatte das

Konzert in Heilbronn in Zusammen-
arbeit mit dem Konzert in Dresden am
11. Juli organisiert. Das Konzert an
der Elbe sei aber wegen Hochwassers
um genau ein Jahr verschoben wor-
den. Entsprechend seien die Planun-
gen zu zwei zeitlich aufeinanderfol-
genden Auftritten nicht mehr auf-
rechtzuerhalten. Die aufwendige
Bühnentechnik mache eine umfassen-
de Vorbereitung notwendig.

Prozess um
Teenager-Tod

Rottweil (dpa). Nach einer tödlichen
Auseinandersetzung unter Teenagern
muss sich ein 15-Jähriger von über-
morgen an vor Gericht verantworten.
Er soll im Streit um ein Mädchen ei-
nen zwei Jahre älteren Jungen ersto-
chen haben. Das Landgericht Rott-

weil hielt sich zu den Details der An-
klage bedeckt und verwies darauf,
dass der Angeklagte minderjährig sei.
Der Prozess findet deshalb auch kom-
plett unter Ausschluss der Öffentlich-
keit statt.

Die beiden Jungen hatten sich am
zweiten Weihnachtstag 2012 in Vöh-
ringen (Kreis Rottweil) getroffen. Dort
sei es zu einer handgreiflichen Ausei-
nandersetzung gekommen.

IT-Systeme sollen
gebündelt werden
Stuttgart (lsw). Mit der Zentralisie-

rung der IT-Systeme will die Landesre-
gierung den angespannten Haushalt
entlasten. Das Kabinett beschloss in
Stuttgart ein Konzept zur Neuordnung.
So soll die IT in einem Landesbetrieb
mit einem Rechnungszentrum gebündelt
werden. Ein IT-Beauftragter der Lan-
desregierung soll sich zentral um das
Thema kümmern. Ministerpräsident
Winfried Kretschmann (Grüne) beziffer-
te das jährliche Einsparpotenzial auf bis
zu 40 Millionen Euro. Hintergrund der
Maßnahme, die in den Ressorts auf we-
nig Gegenliebe stößt: Die Regierung
muss bis 2020 eine strukturelle De-
ckungslücke im Haushalt von 2,5 Milli-
arden Euro schließen.

Die bereits anvisierten Sparmaßnah-
men wirken sich im Jahr 2020, wenn Ba-
den-Württemberg die gesetzlich vorge-
sehene Schuldenbremse einhalten muss,
mit 860 Millionen Euro aus. Es bleiben
also mehr als 1,6 Milliarden Euro, die es
noch einzusparen gilt.

Ermittlungen nach
dem Motorradunfall

Tübingen (lsw). Die Staatsanwalt-
schaft Tübingen hat nach dem tödlichen
Motorradunfall des Stuttgarter Polizei-
chefs Thomas Züfle Ermittlungen we-
gen fahrlässiger Tötung gegen den Fah-
rer des Unfallwagens aufgenommen.
Das sagte ein Sprecher der Behörde.

Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann (Grüne) würdigte Züfle als vor-
bildhaften Staatsdiener. „Er war ein Po-
lizeibeamter und Vorgesetzter par ex-
cellence“, sagte Kretschmann und hob
Züfles Menschlichkeit, Freundlichkeit,
Führungsstärke und Augenmaß hervor.
Sein bedachtes Handeln bei den Ausei-
nandersetzungen um das Bahnprojekt
Stuttgart 21 habe zu einer Annäherung
der Konfliktparteien beigetragen. Der-
zeit leitet Züfles Vertreter, Norbert
Walz, die Geschäfte kommissarisch.

Vier Jahre Haft
für den Bank-Azubi?

Mannheim (lsw). Weil er mit Kompli-
zen fast 340000 Euro von Kundenkon-
ten abgezweigt haben soll, soll ein ehe-
maliger Azubi der Commerzbank nach
dem Willen der Staatsanwaltschaft vier
Jahre ins Gefängnis. Erster Staatsan-
walt Peter Lintz sprach vor dem Land-
gericht Mannheim von einem „Bank-
raub 2.0“.


